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Hinweis:  

Die Zuständigkeiten, Bezeichnungen und Aufgabenzuschnitte der bayerischen Staatsministerien änder-

ten sich in den letzten Jahren mehrfach. So wurde z. B. aus dem Bayerischen Staatministerium des In-

nern das Staatsministerium des Innern, für Bau und Verkehr und dann das Staatsministerium des Innern, 

für Sport und Integration. Zur Vereinfachung wird im Skript in der Regel der Begriff „Innenministerium“ 

verwendet. 

  




